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Beantwortung: Die Linke RLP Datum: 15.01.2026 
 
1.Zukunft der Finanzen 
1. Wie beurteilt Ihre Partei die Bedeutung einer starken, gut ausgestatteten 
Finanzverwaltung für die Finanzierung öffentlicher Aufgaben in Rheinland-Pfalz?  
 
Die Linke fordert die Wiedereinführung der Vermögenssteuer, eine Erhöhung und 
konsequentere Umsetzung der Erbschaftssteuer sowie die konsequente Verfolgung 
von Steuerhinterziehung. Dies ist ohne eine starke Finanzverwaltung, auch in RLP, 
nicht umsetzbar. Eine personelle, sowie materiell gute Ausstattung der 
Finanzverwaltung ist für uns daher alternativlos. 
 
2. Wie wollen Sie sicherstellen, dass die Finanzverwaltung auch in Zukunft effizient 
und bürgernah arbeiten kann?  
 
Zusammen mit den Personalräten sollte frühzeitig geklärt werden, wie KI zu 
Arbeitserleichterungen und schlankeren Prozessen führen kann, ohne dabei 
negative Auswirkungen auf die Beschäftigten mit sich zu bringen. Die 
risikoorientierte Fallbearbeitung (RMS) soll weiter ausgebaut werden, damit die 
Beschäftigten sich auf die wirklich bedeutenden Fälle konzentrieren können. Dies 
muss sich auch in der Gesetzgebung niederschlagen: Das Steuerrecht muss „digital-
fähig“ werden, damit einfache Fälle in größerem Umfang vollautomatisch bearbeitet 
werden können und durch höhere Freibeträge (z.B.: Grundfreibetrag auf 18.600 € 
erhöhen) wollen wir Bagatellfälle von der Steuerpflicht befreien und so auch die 
Steuerverwaltung entlasten. Um die Bürger*innennähe zu gewährleisten, müssen die 
Verwaltungen in der Fläche vertreten und zu bürger*innenorientierten Zeiten und 
Wegen erreichbar sein. Eine bessere Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungen 
und eine bessere bundesweite (und zunehmend auch europäische/internationale) 
Vernetzung der Steuerbehörden sind zudem unerlässlich für den effektiven Vollzug 
des Steuerrechts sowie für den Kampf gegen Steuerhinterziehung und Geldwäsche. 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen auf Landesebene sieht ihre Partei als geeignet an, 
um die Arbeit des LBB zu erleichtern, Vergaben zu vereinfachen und die Gelder der 
Sondervermögen zielgerecht zu verbauen?  
 
Unser Ziel ist es, den Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung (LBB) zu 
einer selbständig planenden Behörde auszubauen. Zusätzlich wollen wir einen 
landeseigenen Bauhof einrichten, der mit eigenem Personal und auf eigene 
Rechnung Bauprojekte des Landes umsetzen kann. Für die effiziente Ausführung der 
Arbeit bedarf es sowohl von Seiten des Finanz- sowie des Bauministeriums eine 
Verschlankung von Entscheidungswegen, ohne dabei nötige Vorgaben, z.B. in Bezug 
auf ökologische und soziale Nachhaltigkeit, Tariftreue, sicherheitsrelevanten 
Vorschriften etc., auszuhöhlen. Wichtig ist uns zudem, dass klare demokratische 
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Regeln für Landesgesellschaften und Sondervermögen gelten – auch das trägt zur 
zielgerechten Verwendung bei. Wir als Die Linke favorisiert dabei eine Priorisierung 
von Liegenschaften im Bildungssektor, z.B. Universitäten. 
 
 
2. Personalpolitik und Nachwuchsgewinnung  
 
1. Welche Strategien verfolgt Ihre Partei, um den zunehmenden Fachkräftemangel in 
der Finanzverwaltung zu bekämpfen? Welche konkreten Maßnahmen zur Steigerung 
der Attraktivität planen Sie umzusetzen?  
 
Wir als Die Linke werden weiterhin die Wichtigkeit der Finanzverwaltung, und damit 
auch der Tätigkeit der Beschäftigten, herausstellen. Wir sind für eine starken 
Sozialstaat, der durch Steuermittel finanziert wird – hier haben die Beschäftigten der 
Finanzverwaltung direkten Anteil und damit eine sinnstiftende Tätigkeit. Die 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes wollen wir unter anderem durch eine 
angemessene Bezahlung erhöhen. Auch durch eine bessere technische Ausstattung 
der Finanzämter wird die Finanzverwaltung als moderne Arbeitgeberin attraktiv für 
Bewerber*innen. Klar ist auch: Das Alimentationsprinzip muss in vollem Umfang 
eingehalten werden: Wir wollen nicht, dass das Land seine Haushalte auf Kosten der 
Beamt*innen und Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst saniert. Die 
Schuldenbremse, die den Staat auch zu Einschnitten bei den eigenen Beschäftigten 
zwingt, wollen wir abschaffen. Auch gezielte Werbekampagnen für die Berufe in der 
Finanzverwaltung halten wir für sinnvoll. 
 
2. Die Politik auf Bundesebene stellt die Verbeamtung verschiedener Bereiche des 
öffentlichen Dienstes immer wieder zur Diskussion. Wie steht Ihre Partei zum 
öffentlichen Dienst, insbesondere zum Berufsbeamtentum?  
 
Der öffentliche Dienst, inkl. das Berufsbeamtentum, sind für uns unerlässlich zur 
Durchführung der von uns geforderten staatlichen Maßnahmen und Aufgaben. 
Besonders im Vergleich zur Privatwirtschaft muss der öffentliche Dienst weiterhin 
gestärkt werden. Zugleich sind wir der festen Überzeugung, dass die Einführung 
einer Bürgerversicherung sowie die Einbeziehung von Beamt*innen in die 
gesetzliche Rentenversicherung (solidarische Erwerbstätigenversicherung) 
unerlässlich sind, um unsere sozialen Sicherungssysteme zukunftsfest zu gestalten. 
In diese sollen im Übrigen auch Politiker*innen miteinbezogen werden. In einem 
ersten Schritt wollen wir den Beamt*innen mehr Flexibilität bei der Wahl der 
Krankenversicherung ermöglichen: Wir wollen eine echte Wahlfreiheit zwischen 
privater Krankenversicherung mit Beihilfe und gesetzlicher Krankenkasse mit 
Zahlung der Arbeitgeberbeiträge durch den Dienstherrn ermöglichen. Außerdem 
möchten wir das Streikrecht für Beamt*innen. 
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3. Wie steht Ihre Partei zur Forderung der DSTG die Eingangsbesoldung anzuheben, 
um die Attraktivität des Berufs zu steigern und die Wertschätzung für die Arbeit zu 
erhöhen? Die DSTG fordert einen Start in der Besoldungsgruppe A7 im 2. EA, A10 im 
3. EA und A14 im 4. EA.  
 
Zunächst sind wir als Die Linke immer an der Seite der Gewerkschaften, weshalb wir 
in Bezug auf die Besoldung an die Tarifhoheit, u.a. der Gewerkschaft ver.di, 
verweisen. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Tarifverträge an einer bestimmten 
Systematik festhalten, die Arbeit bzw. Tätigkeiten aufgrund fest definierter 
Merkmale bewerten und grundsätzlich nach dem Prinzip „gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“ funktionieren. Wir sind also eher für eine insgesamt bessere Bezahlung im 
Öffentlichen Dienst, nicht aber für eine Bevorzugung bestimmter 
Beschäftigtengruppen zum Ziel der Attraktivitätssteigerung. 
 
4. Wie steht Ihre Partei zur Forderung der DSTG eine eigene Besoldungsordnung für 
die Finanzverwaltung zu schaffen? Hintergrund dieser Forderung sind die hohen 
Abgänge zu anderen Verwaltungen und in die freie Wirtschaft. Eine attraktivere 
Besoldung würde diese Abgänge verhindern.  
 
Diese Frage ist ähnlich zu beantworten wie die vorhergehende Frage. Der öffentliche 
Dienst muss in der Vergütung konkurrenzfähig zur Privatwirtschaft sein und bleiben. 
Eine eigene Besoldungsordnung führt allerdings zur Entsolidarisierung und könnte 
wiederum zur Attraktivitätsminderung in anderen Verwaltungsbereichen führen. 
Letztlich verweisen wir auch hier auf die grundgesetzlich verankerte Tarifhoheit der 
Gewerkschaften. Anstelle einer eigenen „Besoldungsordnung 
Finanzverwaltung“ wollen wir vielmehr die Besoldung insgesamt erhöhen. Uns stellt 
sich eher die Frage, ob die Einordnung von Tätigkeiten in die einzelnen 
Besoldungsstufen noch den tatsächlichen Ansprüchen entspricht, die an die 
Beschäftigten gestellt werden, auch vor dem Hintergrund der zunehmenden 
Komplexität des Steuerrechts und vor dem Hintergrund der Bezahlung 
vergleichbarer Tätigkeiten in der freien Wirtschaft. 
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3. Besoldung, Versorgung und Tarifpolitik  
 
1. Wird Ihre Partei sich für eine zeit- und inhaltsgleiche Übertragung von 
Tarifergebnissen auf die Beamtinnen und Beamten einsetzen?  
 
Ja, die Tarifergebnisse müssen 1:1 umgesetzt werden, eine zeit- und 
wirkungsgleiche systemgerechte Übertragung steht für uns außer Frage. 
 
2. Wie stehen Sie zur weiteren Angleichung der Besoldung in Rheinland-Pfalz an das 
Niveau anderer Bundesländer?  
 
Dies unterstützen wir in vollem Umfang. Auch hier gilt für uns das Prinzip: „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“. Gerade in den Grenzregionen zu anderen Bundesländern 
sorgen Unterschiede in der Besoldung für Unzufriedenheit, wenn nicht gar für eine 
Abwanderung. 
 
3. Die Pensionen unserer Ruheständler stehen regelmäßig im Fokus der Presse und 
werden sehr einseitig mit negativer Zielrichtung mit Renten verglichen. Von 
Pensionslasten wird gesprochen, statt sich der Pensionsverpflichtung des 
Dienstherrn bewusst zu werden. Ist Ihre Partei bereit, eine verbindliche Zusage zu 
geben, dass keine Kürzung angedacht ist?  
 
In Bezug auf die fehlerhafte Formulierung können wir Ihnen vollumfänglich 
zustimmen. Wir als Die Linke sind grundsätzlich gegen Kürzungsgedanken, egal ob 
bei Pension oder Rente, denn auf bisherige Zusagen verlassen sich die 
Beschäftigten. Darüber hinaus verweisen wir erneut auf unsere Forderung nach 
einer perspektivischen Einbeziehung von Beamt*innen in das gesetzliche 
Rentensystem (solidarische Erwerbstätigenversicherung), selbstverständlich ohne, 
dass dadurch Ansprüche der Beschäftigten gekürzt werden. 
 
4. Arbeitsbelastung und Gesundheitsschutz  
 
1. Welche Maßnahmen plant Ihre Partei, um die Arbeitsbelastung -verursacht 
insbesondere durch Stellenabbau der vergangenen Jahre und steigende Aufgaben 
in der Finanzverwaltung- zu reduzieren?  
 
Wir sehen Arbeitsverdichtung grundsätzlich als Risiko für Psyche und Physis von 
Beschäftigten und damit auch für die Attraktivität der Tätigkeit. Ggf. kann auch hier 
KI als Chance gesehen werden - dies zu bewerten und gestalten obliegt jedoch 
letztlich den gewählten Personalvertretungen. Außerdem wollen wir durch 
Steuerentlastungen gerade für kleine und mittlere Einkommen auch die 
Steuerverwaltung entlasten. So wollen wir den einkommensteuerlichen 
Grundfreibetrag auf 18.600 € anheben, damit die Steuerverwaltung weniger mit 
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Bagatellfällen beschäftigt wird. Die Erbschaftsteuer wollen wir vereinfachen, etwa 
durch eine Abschaffung von komplizierten und missbrauchsanfälligen 
Steuergestaltungsmöglichkeiten, etwa bei Betriebsvermögen und der 
Verschonungsbedarfsprüfung. Und insgesamt wollen wir für eine bessere personelle 
Ausstattung sorgen statt Stellen abzubauen. 
 
2. Wird Ihre Partei höhere Haushaltsansätze zur Verfügung stellen, um Programme 
zur Stressprävention, Teamentwicklung und betrieblichen Gesundheitsförderung 
weiter auszubauen?  
 
Wir werden uns im Parlament allgemein für die nötige finanzielle Ausstattung der 
Finanzverwaltung sowie der personellen Fördermaßnahmen aussprechen. Wie jede*r 
Arbeitgeber*in ist auch hier der Dienstherr*in in der Fürsorgepflicht für seine/ihre 
Mitarbeiter*innen. Zur Unterstützung der Personalräte empfehlen wir insgesamt die 
Inanspruchnahme der Beratungsleistungen der „Technischen Beratungsstelle 
gGmbH“ (TBS) in RLP. 
 
5. Zukunft der Finanzämter in der Fläche  
 
1. Wie steht Ihre Partei zur langfristigen Sicherung kleinerer Finanzämter in der 
Fläche?  
 
Wer Bürgernähe möchte, muss in der Fläche vertreten sein. Die Zentralisierung von 
Verwaltungsleistungen verschlechtert die Akzeptanz der Arbeit unter den 
Bürger*innen und widerspricht dem allgemeinen Verwaltungszweck. 
 
2. Plant Ihre Partei Strukturveränderungen oder Zusammenlegungen von 
Finanzämtern?  
 
Aktuell nicht. 
 
6. Gesellschaftliche Wertschätzung  
 
Wie wollen Sie das öffentliche Bild und die Wertschätzung der Bediensteten in der 
Finanzverwaltung verbessern?  
 
Steuervergünstigungen und -privilegien für Reiche und große Konzerne lassen 
vergessen, dass Steuern einen wesentlichen Beitrag zur Gerechtigkeit und 
öffentlichen Versorgung leisten. Die Linke setzt sich für eine gerechte Steuerpolitik 
ein, die untere und mittlere Einkommen entlastet und sehr große Vermögen mehr in 
Verantwortung nimmt. Mit einer klaren gerechten Steuerpolitik wird sich auch das 
öffentliche Bild der Beschäftigten in der Finanzverwaltung ändern. Zudem fordern 
wir einen Reichtumsbericht auf Landesebene – auch dies wird für klarere 
Transparenz hinsichtlich Steuergerechtigkeit führen. Für das öffentliche Bild können 
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auch Werbekampagnen dienen, die die Bedeutung des Berufs für ein solidarisches 
Bestehen von Gesellschaften betonen. Auch Bürger*innennähe und vereinfachte 
Abläufe werden einen Beitrag zur Wertschätzung leisten. Siehe auch unsere Antwort 
zu 2.1.  
 
7. Nachhaltigkeit & Klimaschutz  
 
Welche Investitionen plant Ihre Partei zur Modernisierung und energetischen 
Sanierung der Behördenstandorte. 
 
Die Investition in energetische Sanierung ist aus unserer Sicht sowohl aus ökologi-
scher wie auch ökonomischer Sicht, geboten. Die Linke steht für einen konsequen-
ten Klima- und Umweltschutz, für den eine Reduktion von Emissionen unerlässlich 
ist. Darüber hinaus zeigt nicht zuletzt die Investitionsstudie des DGB, dass Investi-
tion in die öffentliche Infrastruktur – zu der auch die Bausubstanz der öffentlichen 
Hand gehört – eine Rendite erzeugen. Geringere Energiekosten senken zusätzlich 
und langfristig die Staatsausgaben. Letztlich fördert eine (ergonomische) Moderni-
sierung der Arbeitsplätze in der Verwaltung den Gesundheitsschutz der Beschäftig-
ten und somit die Attraktivität des Arbeitsplatzes. Insgesamt sehen wir ein  
Zukunftsinvestitionsprogramm von 20 Milliarden Euro für den ökologischen Aus- und 
Umbau in die öffentliche Infrastruktur vor.   
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